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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für Verkehr und Fremdenverkehr ersucht den federführenden Ausschuss für 

Beschäftigung und soziale Angelegenheiten, folgende Vorschläge in seinen 

Entschließungsantrag zu übernehmen: 

A. in der Erwägung, dass die Union aufgrund des Vertrags über die Arbeitsweise der 

Europäischen Union (AEUV) verpflichtet ist, bei der Festlegung und Durchführung ihrer 

Politik und ihrer Maßnahmen Diskriminierungen aus Gründen einer Behinderung zu 

bekämpfen (Artikel 10), und außerdem befugt ist, Rechtsvorschriften zur Bekämpfung 

solcher Diskriminierungen zu erlassen (Artikel 19); 

B. in der Erwägung, dass gemäß Artikel 21 und 26 der Charta der Grundrechte der 

Europäischen Union die Diskriminierung wegen einer Behinderung ausdrücklich verboten 

bzw. die gleichberechtigte gesellschaftliche Teilhabe von Menschen mit Behinderung 

vorgesehen ist;  

C. in der Erwägung, dass die Kommission in ihrer am 13. Dezember 2011 angenommenen 

Antwort auf die Entschließung des Europäischen Parlaments mit dem Titel „Europa – 

wichtigstes Reiseziel der Welt: ein neuer politischer Rahmen für den europäischen 

Tourismus“1 festgestellt hat, es müsse sichergestellt werden, dass eine ununterbrochene 

Kette barrierefreier Dienstleistungen (in den Bereichen Verkehr, Unterkunft, Verpflegung 

und Attraktionen) besteht, und dass die Kommission zu diesem Zweck mit Maßnahmen 

begonnen hat, mit denen für die Belange von Menschen mit besonderen Bedürfnissen oder 

Behinderungen sensibilisiert wird, die diesbezüglichen Qualifikationen in der 

Tourismusbranche verbessert werden sollen und schließlich auch die Qualität der 

Tourismuseinrichtungen gesteigert werden soll; 

D. in der Erwägung, dass die Bedürfnisse von Menschen mit Behinderungen, funktionalen 

Beeinträchtigungen und eingeschränkter Mobilität in den Bereichen Verkehr, Mobilität 

und Tourismus mit entsprechenden Innovationsmöglichkeiten für Verkehrsunternehmen 

und Mobilitätsdienste einhergehen, was beiden Seiten insofern zum Vorteil gereichen 

kann, als diese Dienste sowohl Menschen mit jedweder Art von Behinderung 

(einschließlich, aber nicht beschränkt auf Menschen mit eingeschränkter Mobilität, 

Blinde, Gehörlose und Hörbehinderte, Personen mit Autismus-Spektrum-Störungen, 

Personen mit geistigen oder psychosozialen Behinderungen) als auch allen übrigen 

Nutzern nach dem Konzept „Design für alle“ zugutekommen;  

E. in der Erwägung, dass in der EU 80 Millionen Menschen mit Behinderungen oder 

funktionalen Beeinträchtigungen leben, was einem Sechstel der Gesamtbevölkerung 

entspricht; 

1. fordert Kommission und Rat nachdrücklich auf, sich der Bedürfnisse von Menschen mit 

Behinderungen stärker anzunehmen und diesen Bedürfnissen konsequent Rechnung zu 

tragen, wenn EU-Verordnungen überarbeitet werden, beispielsweise jene über die 

Fahrgast- bzw. Fluggastrechte in Bezug auf die einzelnen Verkehrsträger (Verordnung 

(EG) Nr. 1107/2006 und (EG) Nr. 261/2004 über den Luftverkehr, Verordnung (EG) 

                                                 
1 ABl. C 56E vom 26.2.2013, S. 41. 
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Nr. 1371/2007 über den Eisenbahnverkehr, Verordnung (EG) Nr. 1177/2010 über den 

Schiffsverkehr und Verordnung (EG) Nr. 181/2011 über den Kraftomnibusverkehr), und 

wenn Rechtsvorschriften geschaffen werden, beispielsweise über Fahrgastrechte bei 

multimodalen Reisen; betont, dass die EU im Jahr 2010 in der Europäischen Strategie 

zugunsten von Menschen mit Behinderungen 2010–2020 ihr Engagement für ein 

barrierefreies Europa bekundet hat; 

2. fordert die EU auf, die Überwachung der Umsetzung der Rechtsvorschriften über Fahr- 

bzw. Fluggastrechte zu stärken und die Tätigkeit der für deren Durchsetzung zuständigen 

nationalen Stellen zu harmonisieren, und fordert die Mitgliedstaaten auf, alle Maßnahmen 

zu treffen, die notwendig sind, um die EU-Rechtsvorschriften umzusetzen, mit denen in 

den Bereichen Verkehr und Tourismus die Barrierefreiheit von Verkehrsträgern auf 

kommunaler, regionaler und gesamtstaatlicher Ebene (auch von Bussen und Taxis, im 

ÖPNV und im Schienen-, Luft- und Schiffsverkehr sowie auf Bahnhöfen und Flughäfen 

und in Häfen) verbessert werden soll und die Hemmnisse für ein barrierefreies Europa 

abgebaut werden sollen, unter anderem durch die Stärkung der Befugnisse der Stellen, die 

gemäß den Rechtsvorschriften über Fahr- bzw. Fluggastrechte für deren Durchsetzung 

zuständig sind, damit alle Fahr- bzw. Fluggäste mit Behinderungen in der gesamten EU 

tatsächlich und in gleicher Weise ihre Rechte wahrnehmen können, auch in Bezug auf die 

Barrierefreiheit und die Normung, die Harmonisierung, technische Anforderungen, die 

Schaffung von Anreizen für Unternehmen, die Gewerkschaftspolitik und Tarifverträge; 

3. fordert die Kommission auf, die Zuständigkeiten der einzelnen Akteure bei der Betreuung 

von Menschen mit eingeschränkter Mobilität klarzustellen, insbesondere beim Umstieg 

zwischen den einzelnen Verkehrsträgern, und dem Europäischen Parlament Informationen 

über die Mitwirkung von Verbänden für Menschen mit Behinderungen und die Aufgaben 

dieser Verbände bei der Umsetzung der Rechtsvorschriften über die Rechte von Fahr- und 

Fluggästen zu übermitteln; 

4.  fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, bei der Umsetzung der Europäischen 

Strategie zugunsten von Menschen mit Behinderungen 2010–2020 voranzukommen; 

bedauert die Verzögerungen bei der eigentlich schon 2015 fällig gewesenen 

Halbzeitbewertung dieser Strategie und fordert die Kommission auf, diese Bewertung so 

rasch wie möglich abzuschließen und zu veröffentlichen; 

5. ist fest von den Vorteilen einer Angleichung der Barrierefreiheitsanforderungen auf EU-

Ebene überzeugt und sieht daher der raschen Annahme des diesbezüglichen Vorschlags 

der Kommission1 erwartungsvoll entgegen; 

6. betont, dass dieser EU-Rechtsakt zur Barrierefreiheit erlassen werden muss, da ihm 

entscheidende Bedeutung zukommt, wenn es darum geht, sämtliche Probleme im 

Zusammenhang mit der Barrierefreiheit für Personen mit eingeschränkter Mobilität in den 

Bereichen Verkehr, Mobilität und Tourismus anzugehen, und damit die Verkehrsdienste 

im Luft-, Kraftomnibus-, Schienen- und Schiffsverkehr, insbesondere in Bezug auf 

Umstiege und den stufenlosen Zugang zu allen öffentlichen U-Bahnen und Eisenbahnen, 

die entsprechenden Websites, die entsprechenden Dienste für mobile Geräte sowie für die 

Erbringung von Personenbeförderungsdiensten eingesetzte intelligente Fahr- und 

Flugscheinsysteme, Echtzeitinformationssysteme, Selbstbedienungsterminals, 

                                                 
1 COM(2015)0615. 
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Fahrscheinautomaten und Fluggastabfertigungsgeräte von Menschen mit Behinderungen 

vollständig barrierefrei genutzt werden können; 

7. stellt fest, dass es für kleine und mittlere Unternehmen vorteilhafter sein dürfte, 

einheitliche Anforderungen seitens der EU zu erfüllen, als sich an voneinander 

abweichende länderspezifische Vorschriften anpassen zu müssen; bedauert jedoch, dass 

Tourismusprodukte und grenzübergreifende Tourismusdienstleistungen nicht unter den 

Vorschlag für einen EU-Rechtsakt zur Barrierefreiheit fallen; hebt hervor, dass in Bezug 

auf Tourismuseinrichtungen und -dienstleistungen auf EU-Ebene keine weiteren 

Maßnahmen getroffen wurden, mit denen die Unterkunftsklassifizierung unter 

Berücksichtigung der Barrierefreiheitskriterien schrittweise angeglichen würde; 

8. fordert die Kommission auf, die Ratifizierung des Fakultativprotokolls zum 

Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit 

Behinderungen durch die EU vorzuschlagen, damit Menschen mit Behinderungen ihre 

Rechte besser durchsetzen können, insbesondere in Bezug auf die fehlende 

Barrierefreiheit von Verkehrsmitteln und Elementen der baulichen Umgebung, zu denen 

auch Tourismuseinrichtungen und Unterkünfte zählen; 

9. hebt hervor, dass der barrierefreie Zugang zu Verkehrsdiensten, Fahrzeugen, Infrastruktur 

und intermodalen Knotenpunkten, vor allem in ländlichen Gebieten, entscheidend ist, 

wenn es gilt, diskriminierungsfreie Mobilitätssysteme einzuführen; betont in diesem 

Zusammenhang, dass Produkte und Dienstleistungen für Menschen mit Behinderungen 

barrierefrei zugänglich sein müssen und dass weitere Anstrengungen unternommen 

werden müssen, um Verkehrsdienste und Tourismusdienstleistungen, Fahrzeuge und 

Infrastruktur barrierefrei zugänglich zu machen; weist darauf hin, dass bei Maßnahmen im 

städtischen Umfeld und zur Verbesserung der Barrierefreiheit für Menschen mit jedweder 

Art von Behinderung für bis zu 10 % der Anpassungskosten die Fazilität „Connecting 

Europe“ in Anspruch genommen werden kann; 

10. fordert die Kommission auf, in ihrer jährlichen Mitteilung über die Inanspruchnahme der 

TEN-V-Mittel anzugeben, welche Fortschritte erzielt wurden und in welcher Höhe Mittel 

aus der Fazilität „Connecting Europe“ und anderen EU-Fonds für die Anpassung der 

Infrastruktur an die Bedürfnisse von Menschen mit Behinderungen abgerufen wurden; 

fordert die Kommission außerdem auf, Maßnahmen durchzuführen, mit denen eine höhere 

Beteiligung an Projekten für die Anpassung der Infrastruktur an die Bedürfnisse von 

Menschen mit Behinderungen gefördert wird, unter anderem auch Veranstaltungen zur 

Informations- und Wissensvermittlung, die sich an potenzielle Projektentwickler richten; 

11. erachtet es in diesem Zusammenhang als wichtig, Maßnahmen im städtischen Raum zu 

finanzieren, wo häufiger Umstiege zwischen unterschiedlichen Verkehrsträgern 

notwendig sind und Menschen mit in bestimmter Weise eingeschränkter Mobilität die 

größten Schwierigkeiten haben; 

12. betont nochmals, dass Barrierefreiheit von großer Bedeutung ist, wenn es gilt, das 

touristische Angebot in Europa für Menschen mit Behinderungen in vollem Umfang 

nutzbar zu machen; 

13. hebt hervor, dass barrierefreien Formaten durchgängig höchste Priorität in Strategien für 

digitalisierte Mobilitätsmärkte beigemessen und der Zugang für alle Personen mit 
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jedweder Art von Behinderung ermöglicht werden sollte, und zwar in verständlichen 

Sprachen bzw. in barrierefreien Formaten und mit barrierefreien Technologien, die für 

unterschiedliche Arten von Behinderungen geeignet sind, darunter Gebärdensprachen, 

Braille-Schrift und unterstützte Kommunikationssysteme, sowie wahlweise andere 

barrierefreie Kommunikationsmittel, -modi und -formate, beispielsweise leicht 

verständliche Sprache oder Piktogramme, Untertitel und personalisierte Textnachrichten 

für Reiseinformationen, Buchungs-, Fahrschein- und Flugscheinsysteme, wobei mehrere 

Sinne genutzt werden können; fordert die Kommission nachdrücklich auf, in Bezug auf 

Verkehrsmittel und -dienste geeignete Überwachungs- und Kontrollmechanismen 

einzuführen, damit in allen Mitgliedstaaten öffentliche Verkehrsmittel mit 

fahrzeuggebundenen Einstiegshilfen und mit Hilfsmitteln für Menschen mit 

Behinderungen ausgestattet werden; 

14. betont, dass es Menschen mit Behinderungen ermöglicht werden sollte, sich über 

multimodale und grenzübergreifende Verkehrsverbindungen für eine Tür-zu-Tür-

Beförderung mit Wahlmöglichkeit zwischen den nachhaltigsten, kostengünstigsten oder 

schnellsten Verbindungen zu informieren und die entsprechende Verbindung elektronisch 

zu buchen und zu bezahlen;  

15. fordert, dass auch Echtzeit-Reiseinformationen verfügbar sein sollten, sodass Menschen 

mit Behinderungen vor Fahrtantritt und während der Reise über etwaige Störungen sowie 

über alternative Reisemöglichkeiten informiert werden können; 

16. begrüßt das Pilotprojekt über den Europäischen Behindertenausweis; fordert die 

beteiligten Mitgliedstaaten und die Kommission auf, dabei die neuesten technologischen 

Entwicklungen zu berücksichtigen und, falls vorhanden, auch zu nutzen, insbesondere in 

den Bereichen Intermodalität, Interkonnektivität und Interoperabilität, und hebt hervor, 

dass bei der Entwicklung von Produkten für Flug- bzw. Fahrgäste im Luft-, 

Kraftomnibus-, Schienen- und Schiffsverkehr der Grundsatz des universellen Designs 

stets zu befolgen ist, damit die Barrierefreiheitsanforderungen vollständig erfüllt werden; 

legt allen Mitgliedstaaten nahe, sich der Initiative für den Europäischen 

Behindertenausweis anzuschließen, und fordert die Kommission auf, die Finanzmittel 

bereitzustellen, die notwendig sind, um den Europäischen Behindertenausweis als EU-

weites Projekt fortzuführen; 

17. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, Maßnahmen zu ergreifen, damit 

Menschen mit Behinderungen die Notrufnummer 112 europaweit problemlos nutzen 

können; 

18. hebt hervor, dass assistiven Technologien, dank deren Menschen mit Behinderungen ihr 

Leben selbständig gestalten können, besondere Aufmerksamkeit gelten muss, und betont, 

dass die Einsicht, dass barrierefreie Mobilität und barrierefreie Tourismusdienstleistungen 

unbedingt notwendig sind, in den anstehenden Forschungs- und Innovationsprogrammen, 

beispielsweise im Rahmen von Horizont 2020, noch viel stärker zum Tragen kommen 

muss; erachtet es in dieser Hinsicht als notwendig, die diesbezüglichen statistischen Daten 

zu verbessern und zu harmonisieren und bewährte Verfahren auszutauschen; 

19. fordert die Kommission auf, in Absprache mit Vertretungsorganisationen von Menschen 

mit Behinderungen die Forschung, die Datenerfassung und den Austausch bewährter 

Verfahren zu fördern und regelmäßig einen Überblick über Daten zu barrierefreien 
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Tourismusdienstleistungen für Menschen mit Behinderungen gemäß den beiden 

Anhängen der Verordnung (EU) Nr. 692/2011 über die Tourismusstatistik vorzulegen; 

20. betont, dass bei Tourismusdienstleistungen den besonderen Bedürfnissen von Menschen 

mit Behinderungen Rechnung getragen werden muss und beispielsweise Informationen 

und Kommunikationsmittel sowie Einrichtungen wie Zimmer, Bäder, Toiletten und 

andere Innenräume leicht zugänglich sein müssen; 

21. fordert die zuständigen Stellen in den Mitgliedstaaten auf, Strategien für die 

Sensibilisierung für die Rechte von Menschen mit Behinderungen auszuarbeiten und 

Schulungen des Personals von Verkehrs- und Tourismusbetrieben zu unterstützen, mit 

denen es für die Anliegen von Menschen mit Behinderungen sensibilisiert und deren 

Gleichstellung gefördert werden soll, und die Zusammenarbeit und den Austausch 

bewährter Verfahren zwischen den im Bereich der Behinderungen tätigen europäischen 

Vereinigungen und den für Verkehrsangelegenheiten zuständigen öffentlichen und 

privaten Stellen zu fördern; fordert nachdrücklich, dass Schulungsmaterial auch in 

barrierefreien Formaten verfügbar gemacht wird; 

22. betont, dass das Flugpersonal gründlich geschult werden muss, damit die 

Fluggesellschaften angemessene Beförderungsleistungen für Menschen mit 

Behinderungen erbringen können; betont, dass insbesondere darauf Wert gelegt werden 

sollte, dass das Flugpersonal ordentlich mit Rollstühlen umgehen kann, damit sie nicht 

beschädigt werden; 

23. bekräftigt, dass der Grundsatz „Tourismus für alle“ der Dreh- und Angelpunkt für alle 

Maßnahmen im Zusammenhang mit dem Tourismus auf nationaler, regionaler, 

kommunaler oder EU-Ebene sein sollte; weist darauf hin, dass die Tourismusdienstleister 

die Bedürfnisse von Menschen mit Behinderungen berücksichtigen und Maßnahmen zur 

Anpassung der Strukturen und zur entsprechenden Schulung des Personals fördern sollten. 
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